
11207-2014� VERKEHRSRECHT 
AKTUELL

Zivilrecht

VA

AUTOKAUF

Keine doppelte Berücksichtigung der  
Umsatzsteuer bei der Nutzungsentschädigung

Bei der Rückabwicklung eines Gebrauchtwagenkaufs ist der Wertersatz 
nach § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BGB für herauszugebende Nutzungen auf der 
Grundlage des Bruttokaufpreises zu schätzen. Der so ermittelte Nutzungs-
wertersatz ist nicht um die Mehrwertsteuer zu erhöhen (BGH 9.4.14, VIII ZR 
215/13, Abruf-Nr. 141620).

Sachverhalt und Entscheidungsgründe
Im Rahmen einer einverständlichen Rückabwicklung eines Kaufvertrags über 
einen neuen VW Touareg hatte der Händler für die vom Kl. gefahrenen 24.356 
km einen Nutzungswert von 9.230,32 EUR errechnet und vom zu erstattenden 
Bruttokaufpreis von 75.795 EUR abgezogen. Das war dem Kl. zu viel. Vor dem 
AG klagte er auf Zahlung weiterer 3.759,47 EUR. Nach Einholung eines Gutach-
tens zur voraussichtlichen Gesamtlaufleistung sprach das AG dem Kl. 1.846,07 
EUR zu. Dabei legte es den vom Sachverständigen ermittelten Wert von 250.000 
km zugrunde. Der Händler, ursprünglich von 200.000 km ausgegangen, war 
mit dieser Berechnung einverstanden. Er wollte mit seiner Berufung aber er-
reichen, dass noch die Umsatzsteuer aufgeschlagen wird. Das LG Hamburg hat 
das abgelehnt. Umsatzsteuer sei bereits durch die Aufnahme des Bruttokauf-
preises in die Berechnungsformel berücksichtigt (28.6.13, 320 S 142/12, Abruf-
Nr. 133866). Die zugelassene Revision war erfolglos.

Im Anschluss an seine ständige Rspr. (grundlegend BGHZ 115, 47 Bettenkauf) 
stellt der BGH zunächst fest, dass der im Rücktrittsfall geschuldete Nutzungs-
wertersatz auf der Grundlage des Bruttokaufpreises zu schätzen sei. Dem sich 
dabei ergebenden Betrag sei nicht noch die Umsatzsteuer (nochmals) hinzuzu-
rechnen. Vielmehr sei diese von dem auf Bruttopreisbasis ermittelten Nut-
zungswertersatz „bereits umfasst“. Würde der nach der Formel errechnete 
Nutzungswert um die Umsatzsteuer erhöht, wie von der Revision gefordert, 
könnte der Verkäufer von einem Käufer, der das Fahrzeug bis zur Gebrauchs-
untauglichkeit nutze, den vollen Bruttokaufpreis plus Umsatzsteuer als Nut-
zungsvergütung verlangen. Der Käufer würde also mit der Umsatzsteuer dop-
pelt belastet.

Praxishinweis
Die mit Spannung erwartete Entscheidung gilt entgegen der Formulierung im 
amtlichen Leitsatz nicht nur für den Gebrauchtwagenkauf, sondern für Fahr-
zeugkäufe aller Art und im Übrigen auch für Kaufgegenstände, bei denen der 
Nutzungswertersatz auf Zeitbasis und nicht nach Kilometern berechnet wird, 
wie z.B. bei Möbeln. Zu differenzieren ist auch nicht danach, ob der Käufer vor-
steuerabzugsberechtigt ist oder nicht.

Das für ihn entscheidende Argument gegen einen zweimaligen Ansatz von Um-
satzsteuer gewinnt der BGH aus einer Grenzbetrachtung (Nutzung bis zur 
Schrottreife). Sie ist erstens theoretisch und zweitens unschlüssig. Denn mehr 
als den Bruttokaufpreis muss der Käufer für die Nutzung in keinem Fall  
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Abruf-Nr. 141620 

Nutzungswertersatz 
einschließlich oder 
zuzüglich Umsatz-
steuer?

BGH: Umsatzsteuer 
ist schon enthalten 
(Schätzgrundlage ist 
Bruttokaufpreis) 

Entscheidung gilt 
für alle Nutzungs-
wertersatzberech-
nungen
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KFZ-LEASING

Restwertgarantie in  
Verbraucher-Leasingverträgen wirksam

1. 	Eine Formularklausel, wonach beim Privatleasing mit Restwertabrech­
nung der Leasingnehmer dem Leasinggeber für den Fall eines Verwer­
tungserlöses unterhalb des kalkulierten Restwerts den Ausgleich des 
Differenzbetrags (einschl. USt.) garantiert, ist rechtswirksam.

2. 	Als Teil des Entgelts für die Gebrauchsüberlassung unterliegt die Aus­
gleichszahlung gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1, § 10 Abs. 1 S. 2 UStG der Umsatz­
steuerpflicht.

(BGH 28.5.14, VIII ZR 179/13, Abruf-Nr. 141741, und BGH 28.5.14, VIII ZR 
141/13, Abruf-Nr. 141742)

Praxishinweis
Den beiden BGH-Entscheidungen liegen in der Umsatzsteuerfrage abweichen­
de Urteile des OLG Düsseldorf und des OLG Saarbrücken zugrunde. Der BGH 
ist dem OLG Saarbrücken gefolgt, das sich für eine Umsatzsteuerpflichtigkeit 
ausgesprochen hat (ebenso OLG Hamm NJW-RR 14, 54). Inzidenter prüft der 
BGH die Wirksamkeit der Restwertgarantieklausel (von VW-Leasing). Er hält 
sie weder für überraschend noch für intransparent. Einer Inhaltskontrolle nach 
§ 307 ff. BGB unterliegt die Klausel seiner Ansicht nach nicht. Argument: Ent­
geltvereinbarung und damit Hauptleistungspflicht.
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Abruf-Nr. 41741, 141742

zahlen. Der Bruttokaufpreis ist die absolute Obergrenze, eine Erhöhung um die 
Umsatzsteuer verbietet sich von vornherein.

Dass der Nutzungswertersatz umsatzsteuerpflichtig ist, wird vom BGH still­
schweigend unterstellt. In der Sache ist seine Annahme zutreffend. Die Frage 
ist nur, ob sie dem Käufer gesondert in Rechnung gestellt werden darf bzw. aus 
umsatzsteuerrechtlichen Gründen gestellt werden muss. Gegen eine Erhö­
hung um die Umsatzsteuer hat auch der BGH keine Bedenken, wenn statt des 
Bruttokaufpreises der Nettopreis in die Berechnungsformel eingestellt wird. 
Beide Berechnungsweisen (Bruttopreis ohne zusätzliche USt. oder Nettopreis 
plus USt.) führen in der Tat zum selben Endergebnis. Dies allerdings nur, wenn 
der Kaufpreis regelbesteuert ist. Im Fall der Differenzbesteuerung nach § 25a 
UStG sieht die Sache anders aus: Ist die Marge zwischen EK und VK negativ 
oder gleich null, fällt keine Umsatzsteuer an. Ist sie positiv, ist nur sie die Be­
messungsgrundlage. Gleichwohl ist Verkäufern differenzbesteuerter Fahrzeu­
ge zu empfehlen, die Nutzungsvergütung nach BGH-Maßgabe zu berechnen, 
d.h. ohne Erhöhung um 19 Prozent USt.

↘↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Wie die Gerichte die (voraussichtliche) Gesamtlaufleistung ansetzen, finden Sie – nach 
Fahrzeugmarken und Modellen sortiert – bei Reinking/Eggert, Der Autokauf, 12. Aufl., 
Rn. 3574. Der VW Touareg ist jetzt mit 250.000 km zu listen. 

Zwei Berechnungs-
möglichkeiten


